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Stellungnahme zu: Fragenkatalog Vernehmlassung Verkehr '45
Generelle Stellungnahme
Antwortoption auswählen	Rückmeldung eingeben
Begründung / Bemerkung	besten Dank für die Möglichkeit, zur oben erwähnten Vernehmlassung Stellung zu nehmen. 

Die mit der Vorlage erstmals vorgesehene verkehrsträgerübergreifende Planung und Abstimmung von Strasse, Schiene und Agglomerationsverkehr begrüssen wir im Grundsatz.

Unverständlich ist aus unserer Sicht allerdings, dass dabei am bestehenden Ansatz mit dem Fokus auf einzelne Projekte festgehalten wurde. Deutlich zielführender wäre es gewesen, zuerst festzulegen, wie das Schweizer Verkehrssystem im Jahr 2045 ausgestaltet sein soll, um anschliessend daraus die notwendigen betrieblichen, nachfrageseitigen, ökonomischen und infrastrukturellen Massnahmen abzuleiten: Es wurde verpasst eine grundsätzliche Neueinschätzung des Verkehrsvolumens und der potentiellen Verkehrsträger vorzunehmen. Die Vorlage ist vom «Ausbaugedanken» geprägt und schreibt somit die Vergangenheit weiter. Die Chance eine grundsätzliche Neugestaltung und Neubeurteilung des Verkehrsbedarfs wurde nicht vorgenommen. Stichworte aus unserer Sicht sind: Verändertes Arbeitsortverhalten, Auswirkungen KI, Neubewertung von Gesundheit und Langsamverkehr, Effizienzförderung des notwendigen Autoverkehrs durch Verhinderung weniger bedeutungsvoller Fahrten, effektive Kostenbelastung einzelner Fahrten und Verkehrsgebiete.

Die Schweizer Stimmbevölkerung hat den Ausbauschritt 2023 am 24. November 2024 an der Urne mit 52,7% klar verworfen und sich damit grundsätzlich gegen  Kapazitätserweiterungen ausgesprochen. Insbesondere haben alle direktbetroffenen Gemeinden den Autobahn-Ausbau teilweise wuchtig abgelehnt. Aktuelle Umfragen bestätigen dieses deutliche Votum für die Verkehrswende und unterstreichen, dass die Schweizer Bevölkerung den grössten Investitionsbedarf bei der Infrastruktur des öffentlichen Verkehrs sieht.  

Trotz dieses klaren Verdikts der Stimmbevölkerung sieht die Vorlage «Verkehr ‘45» weitere Kapazitätserweiterungen auf den Autobahnen vor: Bereits im Ausbauschritt 2027 sollen mit den Projekten Aarau-Ost–Birrfeld und Perly–Bernex zwei Sechsspur-Ausbauten realisiert werden. Bis 2045 sollen acht weitere Abschnitte folgen, darunter drei Projekte, die das Stimmvolk 2024 explizit abgelehnt hat. Dieses Vorgehen erachten wir als undemokratisch und sprechen uns deshalb, sowie den nachfolgenden Gründen, gegen den vorgeschlagene Autobahn-Ausbau aus:

Die Erfahrungen und Studien der Mobilitätsforschung belegen eindeutig, dass der Ausbau von Strassenkapazitäten zu sogenanntem «induziertem Verkehr» führt; also zu Autofahrten, die ohne die Kapazitätserweiterung nicht oder nicht mit dem Auto zurückgelegt worden wären. Dies führt sowohl zu mehr Verkehr auf dem ausgebauten Abschnitt als auch auf dem restlichen Strassennetz, was schon bald wieder neue Ausbauten notwendig macht. Der Ausbau der Fahrspuren führt deshalb höchstens kurzfristig zu einer Entlastung. Die neu geschaffenen Kapazitäten schaffen aber sofort Anreize für mehr Verkehr und führen damit mittelfristig zu einem Anstieg der Staustunden, des Verkehrslärms, der Luftschadstoffe und der CO2-Emissionen. Wie die VOX-Analyse zur Abstimmung vom 24. November 2024 nachwies, war dieses Argument ausschlaggebend für das Scheitern des letzten Ausbauschritts ; fast 90% der Nein-Stimmenden lehnten den Ausbau ab, weil die Kapazitätserweiterungen zu noch mehr Verkehr führen und damit nicht zielführend sei. 

 Die vorgesehenen Autobahn-Ausbauten stehen in diametralem Widerspruch zu den Klimazielen, zu denen sich die Schweiz verpflichtet hat. Der Verkehrssektor ist in der Schweiz für rund einen Drittel der Treibhausgasemissionen verantwortlich und ist damit der grösste Verursacher von CO2. Dabei entfallen rund drei Viertel aller Verkehrsleistungen im Personenverkehr auf den motorisierten Individualverkehr (MIV).   Der Bundesrat hat sich mit der Klimastrategie 2050 verpflichtet, die Treibhausgasemissionen im Sektor Verkehr gegenüber 1990 bis 2040 mindestens um 57 Prozent und bis 2050 um 100 Prozent zu reduzieren.  Im Gegensatz zu anderen Sektoren, werden die Reduktionsziele beim Verkehr allerdings deutlich verfehlt. Um das Netto-Null-Ziel 2050 zu erreichen, müsste die CO₂-Reduktionsgeschwindigkeit vier- bis zehnmal höher liegen. Nur mit einer massiven Reduktion des MIVs und einer raschen Dekarbonisierung des Verkehrs bleibt das Klimaziel der Schweiz erreichbar. Eine Kapazitätserweiterung der Autobahnen ist somit unvereinbar mit dem Erreichen des Absenkpfads und sabotiert die notwendige Verkehrswende.

Der vorgesehene Kapazitätsausbau der Autobahnen verursacht noch mehr Lärm und Luftverschmutzung. Verkehrslärm und Abgase schaden der Gesundheit und führen zu enormen Kosten für die Allgemeinheit: Sei es wegen steigender Ausgaben für das Gesundheitswesen oder wegen der Kosten für Lärmsanierungen. Das Bundesamt für Raumentwicklung beziffert die Gesundheitskosten der im Jahr 2019 durch den Strassenverkehr ausgelösten Luftbelastung auf 3,1 Milliarden Franken. 

Hinsichtlich Landverbrauch ist der motorisierte Individualverkehr das mit Abstand ineffizienteste Verkehrsmittel. Der Autobahn-Ausbau verschlingt wertvolles Kulturland und fördert die Zersiedelung der Landschaft. Durch den Verlust von knappem Kulturland geht gleichzeitig der Boden als Grundlage für die Nahrungsmittelproduktion, als wichtiger CO2-Speicher und als wertvoller Lebensraum für Pflanzen und Tiere verloren. Die Sorge um den Erhalt der Fruchtfolgeflächen für die Landwirtschaft war ein zentrales Motiv für die Ablehnung des Autobahn-Ausbau im November 2024. Aus unserer Sicht ist es daher völlig unverständlich, dass auf der Projektliste weiterhin Ausbau-Vorhaben fungieren, die nur mit einem erheblichen Verlust von Kulturland und Waldflächen realisierbar sind. Dies gilt insbesondere für die beiden Ausbau-Projekte im Ausbauschritt 2027, die gemäss offiziellem Umweltverträglichkeitsbericht nicht vereinbar sind mit dem Erhalt der Fruchtfolgeflächen.



Detaillierte Stellungnahme
Abschnitt / Titel / Frage	14. Zahlungsrahmen für die Nationalstrassen
Artikeltext / weitere Informationen	Sind Sie mit dem beantragten Umfang der im Zahlungsrahmen Nationalstrasse 2028 – 2031 für Betrieb, Unterhalt und die Anpassung der Nationalstrassen an den neuesten Stand der Technik zur Verfügung stehenden Mittel einverstanden?
Antwortoption auswählen	JA mit Vorbehalten
Begründung / Bemerkung	Die Mittel des Nationalstrassen- und Agglomerationsverkehrs-Fonds (NAF) 
sind heute gesetzlich zweckgebunden für den Betrieb, Unterhalt und Ausbau der Nationalstrassen sowie den Agglomerationsverkehr – darunter fallen heute auch die Kapazitätserweiterungen. 

Vor diesem Hintergrund ist der Substanzerhalt gegenüber dem Kapazitätsausbau klar zu priorisieren. Die Mittel sind konsequent für Betrieb, Unterhalt und notwendige Anpassungen einzusetzen. Verträglichkeit und Biodiversität sind dabei stark zu gewichten, um Belastungen für Mensch, Umwelt und natürliche Lebensgrundlagen zu minimieren.


Abschnitt / Titel / Frage	15. Strategisches Entwicklungsprogramm Nationalstrasse – Kapazitätserweiterungsprojekte
Artikeltext / weitere Informationen	Sind Sie mit den im Strategischen Entwicklungsprogramm Nationalstrassen enthaltenen Kapazitätserweiterungsprojekten einverstanden?
Antwortoption auswählen	NEIN
Begründung / Bemerkung	Das Strategische Entwicklungsprogramm Nationalstrassen (STEP-NS) mit den darin enthaltenen Kapazitätserweiterungen der Autobahnen lehnen wir grundsätzlich ab. 

Die vorgesehenen Ausbauten stehen in mehrfacher Hinsicht im Widerspruch zu den klima-, umwelt- und verkehrspolitischen Zielsetzungen des Bundes sowie zum klar geäusserten Willen der Stimmbevölkerung.


Abschnitt / Titel / Frage	16. Strategisches Entwicklungsprogramm Nationalstrasse – Realisierungshorizonte
Artikeltext / weitere Informationen	Sind Sie mit der Zuteilung der Kapazitätserweiterungsprojekte zu den Realisierungshorizonten einverstanden?
Antwortoption auswählen	NEIN
Begründung / Bemerkung	Das Strategische Entwicklungsprogramm Nationalstrassen (STEP-NS) mit den darin enthaltenen Kapazitätserweiterungen der Autobahnen lehnen wir grundsätzlich ab. 

Zusätzlich erachten wir es als undemokratisch, dass mehrere der von der Stimmbevölkerung 2024 bereits abgelehnte Ausbau-Projekte, wie beispielsweise der Rosenbergtunnel in St.Gallen, der Fäsenstaubtunnel in Schaffhausen und der Rheintunnel in Basel, weiterhin auf der Projektliste fungieren. Obwohl alle betroffenen Städte die Ausbau-Projekte an der Urne deutlich abgelehnt haben, misst der Bundesrat den “Erweiterungen der städtischen Autobahnen” die “höchste Priorität” (Vortrag S. 47) zu und setzt sich damit eigenmächtig über den demokratischen Grundsatzentscheid der Stimmbevölkerung hinweg. Dieses Vorgehen erachten wir als demokratiepolitisch höchst problematisch und fordern den Bundesrat auf, den Volkswillen zu respektieren und die abgelehnten Ausbau-Projekte endgültig von der Projektliste zu streichen.


Abschnitt / Titel / Frage	17. Ausbauschritt 2027
Artikeltext / weitere Informationen	Sind Sie mit den definitiv zur Realisierung beantragten Kapazitätserweiterungsprojekten im Ausbauschritt 2027 einverstanden?
Antwortoption auswählen	NEIN
Begründung / Bemerkung	Die für den Ausbauschritt 2027 beantragten Sechsspur-Ausbauten der A1 zwischen Aarau-Ost und der Verzweigung Birrfeld (AG) sowie zwischen Perly und Bernex (GE) lehnen wir dezidiert ab. 

Wie die offiziellen Projektberichte selbst belegen, führen beide Vorhaben zu einer Verlagerung vom öffentlichen Verkehr hin zum motorisierten Individualverkehr, was in Widerspruch steht zu den verkehrs- und klimapolitischen Zielsetzungen des Bundes, die demokratisch von der Stimmbevölkerung bestätigt worden sind. Ebenfalls prognostizieren sie eine Zunahme der Fahrleistung, die durch die zusätzlichen Strassenkapazitäten erzeugt werden (induzierter Verkehr). Dieser Mehrverkehr resultiert in einer zusätzlichen Belastung von Klima, Natur sowie den angrenzenden Siedlungsräumen. 

Beide Autobahn-Ausbauprojekte wirken sich negativ auf angrenzende Naherholungsgebiete und das Landschaftsbild aus, schädigen anerkanntermassen die Biodiversität, machen Waldrodungen nötig und führen zu einem massiven Verlust von wertvollem Kulturland. Die Spurerweiterung Aarau Ost-Birrfeld führt zu einem temporären oder permanenten Verlust von 27,3 Hektaren Kulturland, davon rund 12,6 Hektaren Fruchtfolgeflächen. Weshalb auch der Umweltverträglichkeitsbericht (2023) das Fazit zieht, dass “der Eingriff auf den Boden [...] als schwerwiegend zu beurteilen” sei und das “Ausbauprojekt [...] somit im Konflikt mit dem Erhalt der Fruchtfolgeflächen [gemäss Sachplan Fruchtfolgeflächen]” stehe. Auch für die Spurerweiterung zwischen Perly und Bernex, zu der noch keine Projektunterlagen vorliegen, ist von einem gravierenden Natur- und Kulturlandverlust von bis zu 90 Hektaren auszugehen. Der Spurausbau gefährdet darüber hinaus mehrere Schutzgebiete von nationaler Bedeutung.


Abschnitt / Titel / Frage	18 Bundesbeschluss über das Nationalstrassennetz
Artikeltext / weitere Informationen	Sind Sie mit der vorgesehenen Änderung des Bundesbeschlusses über das Nationalstrassennetz (Streichung Glattalautobahn und Umfahrung Morges) einverstanden?
Antwortoption auswählen	JA
Begründung / Bemerkung	


Abschnitt / Titel / Frage	19. Weitere Bemerkungen
Artikeltext / weitere Informationen	Haben Sie weitere Bemerkungen zum Teil Nationalstrasseninfrastruktur?
Antwortoption auswählen	NEIN
Begründung / Bemerkung	







